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Deskriptoren Berufskrankheit Nr. 1301

Aromatische Amine

Blasenwandkarzinom

Kausalzusammenhang

Mindestbelastungsdosis

Entscheidungsmatrix
Leitsätze Wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse

zur Frage und zum Umfang eines
erhöhten Blasenkrebsrisikos durch
berufliche Einwirkung aromatischer
Amine im Niedrig-Dosis-Bereich liegen
derzeit nicht vor. So kann weder eine
„sichere Dosis“ noch eine Dosis
angegeben werden, bei der sich das
Normalrisiko verdoppelt. 

Der Abschlussbericht zum Vorhaben
„Erarbeitung einer
Expositionsabschätzung für das
Harnblasenkrebsrisiko durch aromatische
Amine und Einschätzung der Auswirkung
der Erkrankung Harnblasenkrebs auf die
Erwerbstätigkeit“ spiegelt den aktuellen
wissenschaftlichen Erkenntnisstand
wider.

Es ist Konsens, dass die
Allgemeinbevölkerung gegenüber
aromatischen Aminen ubiquitär exponiert
ist und der alleinige Nachweis einer
beruflichen Exposition nicht belegen
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kann, dass ein Harnblasenkarzinom durch
die beruflichen Einflüsse wesentlich
mitverursacht worden ist .

Das Fehlen einer wissenschaftlich
begründbaren Dosis-Wirkungs-Beziehung
führt weder dazu, dass auf die
Überprüfung einer arbeitstechnischen
Exposition verzichtet werden kann, noch
dazu, dass bereits eine minimale
Exposition als wesentlicher
Verursachungsfaktor anerkannt werden
kann.

Bei der Beurteilung des
Ursachenzusammenhangs im Rahmen
der BK 1301 sind die gesamten Umstände
des Einzelfalls einzubeziehen. Neben dem
Raucherstatus, der bei der Frage der
Wesentlichkeit der Verursachung zu
beachten ist, kommt es für den
Ursachenzusammenhang bei der BK 1301
auf die Höhe der Exposition, die
Einwirkungsintensität, die Dauer der
beruflichen Belastung, das
Erkrankungsalter sowie die Latenzzeit an.

 
Normenkette SGB VII § 9 Abs 1 

 

1. Instanz

Aktenzeichen S 187 U 287/15
Datum 30.07.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 178/18
Datum 21.03.2023

3. Instanz

Datum -

Â 

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin
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vom 30. Juli 2018 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Â Streitgegenstand ist die Anerkennung einer Blasenkrebserkrankung als
Berufskrankheit nach Nr. 1301 der Anlage 1 der Berufskrankheitenverordnung (BKV;
im Folgenden: BK 1301).

Die am 27. Juni 1937 geborene KlÃ¤gerin absolvierte vom 01. September 1953 bis
zum 31. Januar 1957 ein Studium an der Fachschule fÃ¼r Chemie in H bzw. in K.
AnschlieÃ�end war sie vom 01. Februar 1957 bis zum 31. August 1963 als
Chemieingenieurin im Betriebslabor im damaligen VEB Kombinat O in B tÃ¤tig. Dort
war sie im Bereich der Kohle-, Chemie- und Benzinherstellung eingesetzt.
Ã�berwiegend hatte sie Braunkohle auf den Wassergehalt sowie deren
Verbrennungsprodukte zu untersuchen. Zu ihrer TÃ¤tigkeit gehÃ¶rte zudem die
Entnahme und Untersuchung von Braunkohlenteerproben aus der Schwelerei.
Hierzu musste sie sich zum Teil bis zu dreimal tÃ¤glich zur ca. 500 m entfernten
Schwelerei begeben, ein Ventil der Anlage Ã¶ffnen und aus der ca. 10 cm groÃ�en
Ã�ffnung etwas Teer in einen kleinen BehÃ¤lter abzapfen. Den BehÃ¤lter verschloss
sie luftdicht mit einem Deckel, trug ihn zum Labor, entnahm etwa 50 bis 100 g,
untersuchte den Teer im Erlmeyerkolben und lieÃ� die Reste entsorgen. Die
KlÃ¤gerin gab an, hiermit ca. zwei bis drei Stunden in der Woche beschÃ¤ftigt
gewesen zu sein. Bei der Benzinherstellung arbeitete sie mit BleitetraÃ¤thyl, das
eine rote Farbe hatte und stark flÃ¼chtig war. Die Substanz wurde in dickwandigen
Flaschen aufbewahrt, die in einem verschlossenen Schrank standen. Die Substanz
wurde mit Pipetten entnommen und zum Benzin gegeben. Der Laborarbeitsplatz der
KlÃ¤gerin war an drei der Seiten mit WÃ¤nden versehen und verfÃ¼gte Ã¼ber
einen Abzug, der nach drauÃ�en fÃ¼hrte. Vom 01. September 1963 bis zum 31.
August 1964 war die KlÃ¤gerin im Betriebslabor des P S mit der analytischen
Ã�berwachung der Produktion beschÃ¤ftigt. WÃ¤hrend ihrer nachfolgenden Aus-
und Weiterbildungen bzw. TÃ¤tigkeiten war sie keinen Stoffeinwirkungen
ausgesetzt. Seit dem 01.Â Juli 2002 bezieht die KlÃ¤gerin eine Altersrente.

Die KlÃ¤gerin litt im Januar 2009 unter Miktionsbeschwerden. Im April 2011 ergab
ein nach positivem NMP22-Test erhobener pathologisch-anatomischer Befund eine
geringgradige chronische Urozystitis mit diskreter Urothelhyperplasie ohne
MalignitÃ¤tsverdacht. Im Urin erfolgte der Nachweis einer bakteriellen Mischflora
mit gering entzÃ¼ndlichem Zellbild und ohne Nachweis von atypischen Zellen. Im
Mai 2014 traten erneut Beschwerden der Harnblase auf. Bei einer
Abdomensonografie wurde im Mai 2014 ein auffÃ¤lliger Blasenwandbefund und bei
einer Zystoskopie vom 17. Juni 2014 ein Tumor an der Harnblasenwand festgestellt.
Der Tumor wurde wÃ¤hrend eines stationÃ¤ren Aufenthalts vom 27. Juni 2014 bis
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zum 02. Juli 2014 mittels transurethraler Resektion mit Ã�bernÃ¤hung der bei der
Operation perforierten Blasenwand entfernt. Histologisch stellte sich ein
Harnblasentumor mit einer papillÃ¤ren urothelialen Neoplasie mit niedrigem
MalignitÃ¤tspotential (PUNLMP) dar. 

Der Facharzt fÃ¼r Urologie B zeigte am 08. Juli 2014 den Verdacht auf das
Vorliegen einer Berufskrankheit bei der Beklagten an. Die Beklagte holte daraufhin
einen Befundbericht der HausÃ¤rztin R und des Facharztes fÃ¼r Urologie B vom 18.
August 2014 sowie ein Vorerkrankungsverzeichnis der Krankenversicherung der
KlÃ¤gerin in Bezug auf Harnwegserkrankungen ein. Sie befragte die KlÃ¤gerin zur
konkreten TÃ¤tigkeit in den Jahren 1957 bis 1964. Die KlÃ¤gerin gab in dem von ihr
am 14. Oktober 2014 ausgefÃ¼llten Formular an, von Februar 1957 bis August
1963 beim VEB O in B und dort in verschiedenen Betriebslaboratorien in der
Kohlechemie und Benzinherstellung tÃ¤tig gewesen zu sein. Sie habe verschiedene
Laboruntersuchungen von Zwischen- und Endprodukten der Benzinherstellung aus
Kohleprodukten sowie der Synthesegaserzeugung vorgenommen. Sie habe Umgang
mit Schwelereiprodukten, aromatischen Kohlenwasserstoffen, Benzin und dessen
Verbleiung, Dieselkraftstoffen und Gasproben gehabt. Ihrer Meinung nach sei sie
keinen aromatischen Aminen ausgesetzt gewesen. In dem Werk habe eine starke
Umweltbelastung bestanden. Es habe die Ã¼blichen LaborabzÃ¼ge gegeben,
Atemschutzmasken seien nicht vorgeschrieben gewesen. Im P S habe sie
verschiedene Laboruntersuchungen von Zwischen- und Endprodukten der
ErdÃ¶lverarbeitung vorgenommen, so von Benzin, Bitumen, DÃ¼sen- und
Dieselkraftstoffen. Sie habe tÃ¤glich 8 Stunden Stoffe aus den Anlagen entnommen
und im Labor analysiert. Ihrer Meinung nach war sie in diesem Zeitraum ebenfalls
keinen aromatischen Aminen ausgesetzt (I 30/2). Auch hier habe es die Ã¼blichen
LaborabzÃ¼ge gegeben, persÃ¶nliche SchutzmaÃ�nahmen seien nicht
vorgeschrieben gewesen.

Die Beklagte holte sodann eine Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes zur
Arbeitsplatzexposition vom 27. Januar 2015 ein. Diese war auf der Grundlage einer
Befragung der KlÃ¤gerin vom 15. Januar 2015 und einer Beratung am 21. Januar
2015 im Nachfolgebetrieb des P S mit der Sicherheitsfachkraft Li erfolgt. Daraus
ergab sich, dass die KlÃ¤gerin keinen gezielten und direkten Umgang mit
aromatischen Aminen gehabt habe. Sie habe bei ihrer TÃ¤tigkeit beim VEB O in B
jedoch wÃ¶chentlich durchschnittlich zwei bis drei Stunden Teerproben aus der
Schwelerei untersucht. Bei den zu untersuchenden Mengen habe es sich um ca. 50
g bis 100 g gehandelt. Braunkohlenteer enthalte in sehr geringen Mengen
2-Naphthylamin und o-Toluidin. Zusammenfassend kÃ¶nne aufgrund der kleinen
Mengen an untersuchten Braunkohlenteerproben und der nur anteiligen Zeiten,
eine BK-relevante Exposition sicher ausgeschlossen werden. Zum Zeitpunkt der
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin beim P S sei noch keine kontinuierliche Produktion von
Benzin erfolgt, diese habe erst im April 1964 begonnen. WÃ¤hrend der noch
vorbereitenden TÃ¤tigkeiten sei RohÃ¶l mittels Bahnkesselwagen in den Betrieb
verbracht worden. Im Labor seien im Wesentlichen das eingehende ErdÃ¶l
kontrolliert und die Anfahrprozesse begleitet worden. Expositionen mit
aromatischen Aminen habe es nicht gegeben. Die von der Beklagten im Anschluss
befragte GewerbeÃ¤rztin, die FachÃ¤rztin fÃ¼r Arbeitsmedizin Dipl. Med. K,
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fÃ¼hrte in ihrer Stellungnahme vom 10. Februar 2015 aus, dass mangels
hinreichender schÃ¤digender Einwirkung die Anerkennung der BK 1301
unbegrÃ¼ndet sei.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 10. Februar 2015 die Anerkennung der BK
1301 ab. Die KlÃ¤gerin sei keiner GefÃ¤hrdung gegenÃ¼ber aromatischen Aminen
im Sinne der BK 1301 ausgesetzt gewesen. Mit ihrem hiergegen fristgerecht
erhobenen Widerspruch machte die KlÃ¤gerin geltend, dass bei der Beurteilung der
relevanten TÃ¤tigkeit nicht nur die Arbeit im Labor zu Grunde gelegt werden
kÃ¶nne. Sie habe die Proben auch selbst entnehmen mÃ¼ssen, wodurch sie
umwelt- und gesundheitsschÃ¤dlichen Produktionsbedingungen ausgesetzt
gewesen sei, dies gelte insbesondere fÃ¼r Schwelteer und Schwelgas. Die
Aufnahme der Schadstoffe erfolge nicht nur Ã¼ber die Haut, sondern insbesondere
auch Ã¼ber die Atemwege. Zudem hÃ¤tten nicht immer
ArbeitsschutzausrÃ¼stungen zur VerfÃ¼gung gestanden. Auch kleinste Dosen
kÃ¶nnten sich Ã¼ber die Expositionszeit addieren und krebserregend sein.
Wissenschaftliche Untersuchungen hÃ¤tten gezeigt, dass sich die tÃ¤gliche Dosis
der aufgenommenen krebserregenden Stoffe und die durchschnittliche Latzenzzeit
der Einwirkung umgekehrt proportional zueinander verhalten wÃ¼rden. Letztlich sei
ihre genetische Disposition bisher nicht berÃ¼cksichtigt worden. Sie reichte hierzu
AuszÃ¼ge wissenschaftlicher Arbeiten ein und meinte, es sei ein
arbeitsmedizinisches Gutachten einzuholen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 19. Mai 2015 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Sie berief sich darauf, dass die Anerkennung einer
Erkrankung als BK voraussetze, dass eine Exposition vorgelegen habe, die zu einer
Risikoverdoppelung in Bezug auf die konkrete Erkrankung fÃ¼hre. Nach dem
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand belaufe sich die ExpositionshÃ¶he zur
Risikoverdoppelung bei den hier relevanten Stoffen o-Toluidin auf 30.000 mg und
bei 2-Naphthylamin auf 6 mg. Nach den Ermittlungsergebnissen des
PrÃ¤ventionsdienstes sei die KlÃ¤gerin bei ihrer TÃ¤tigkeit vom 01. Februar 1957
bis zum 31. August 1963 im VEB O in B nur bei der Untersuchung von Teerproben
aus der Schwelerei in sehr geringem MaÃ�e aromatischen Aminen ausgesetzt
gewesen. Braunkohlenteer enthalte nur sehr geringe Mengen an o-Toluidin und
2-Naphthylamin. Zudem habe die KlÃ¤gerin nur zwei bis drei Stunden in der Woche
derartige Stoffe untersucht. Bei der TÃ¤tigkeit vom 01. September 1963 bis zum 31.
August 1964 im P S habe keine GefÃ¤hrdung durch aromatische Amine festgestellt
werden kÃ¶nnen. Damit liege keine Exposition vor, die fÃ¼r die BK 1301 relevant
werden kÃ¶nne.

Mit ihrer am 26. Mai 2015 vor dem Sozialgericht (SG) Berlin erhobenen Klage hat
die KlÃ¤gerin ihr Begehren auf Anerkennung der BK 1301 unter Wiederholung ihres
Vorbringens aus dem Widerspruchsverfahren weiterverfolgt. Sie hat bekrÃ¤ftigt, nie
geraucht zu haben. Die Beklagte hat weiterhin die Auffassung vertreten, dass die
Dosisrichtwerte nicht erreicht werden. In der vom SG angeforderten ergÃ¤nzenden
Stellungnahme des PrÃ¤ventionszentrums vom 30. September 2016 wird hierzu
ausgefÃ¼hrt, dass der mÃ¶gliche Anteil an aromatischen Aminen im
Braunkohlenteer weit unter dem von Steinkohlenteer (1/1000) liege. Die zu
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erwartende Arbeitsplatzkonzentration beim Umgang mit Braunkohlenteer sei damit
erheblich geringer als beim Umgang mit Steinkohlenteer. Unter BerÃ¼cksichtigung
einer Belastung von 2 bis 3 Stunden pro Woche und einer TÃ¤tigkeit von etwa 6,5
Jahren ergebe sich eine Belastung im Âµg-Bereich Eine ausreichende Exposition sei
daher nicht im Vollbeweis gesichert. Unter Verweis auf die beratungsÃ¤rztliche
Stellungnahme der FachÃ¤rztin fÃ¼r Arbeitsmedizin, Sozialmedizin,
GesundheitsfÃ¶rderung und PrÃ¤vention Dr. H vom 11. April 2017 hat die Beklagte
geltend gemacht, dass es zwar keinen Schwellenwert gebe, unter dem absolute
Gefahrlosigkeit angenommen werden kÃ¶nne. Typischerweise sei ein
Zusammenhang bei einem Verdopplungsrisiko anzunehmen. Die hierfÃ¼r
erforderliche Dosis betrage nach einer IPA-Studie fÃ¼r 2-Naphthylamin 6 mg und
fÃ¼r o-Toluidin 30.000 mg (T. WeiÃ�, J. Henry, T. BrÃ¼ning, Berufskrankheit 1301,
Bewertung der beruflichen (Mit)Verursachung von Harnblasenkrebserkrankungen
unter BerÃ¼cksichtigung der quantitativen AbschÃ¤tzung der Einwirkung der
aromatischen Amine 2-Naphthylamin, 4 Aminodiphenyl und o-Toluidin, in: ASUMed
2010, Seiten 231, 222 ff.). Dieser Wert sei von der Rechtsprechung bestÃ¤tigt
worden. Die KlÃ¤gerin sei aber nur relativ kurze Zeit in extrem geringem Umfang
exponiert gewesen. Es fehle daher an der hinreichenden Wahrscheinlichkeit eines
Kausalzusammenhangs. Die Dauer der Exposition, die Interimszeit von 51 Jahren,
die Latenzzeit von 57 Jahren und das Erkrankungsalter von 77 Jahren sprÃ¤chen
gegen einen Kausalzusammenhang. Der Harnwegsinfekt 2011 sei bakterieller Natur
gewesen.

Das SG hat Beweis erhoben durch Einholung eines medizinischen
SachverstÃ¤ndigengutachtens vom 14. Mai 2016 sowie ergÃ¤nzender
Stellungnahmen vom 07. Dezember 2016 und vom 22. Februar 2018 des
Facharztes fÃ¼r Arbeitsmedizin MR Dr. med. W. Dr. W hat seiner Begutachtung
einen Kontakt mit aromatischen Aminen bei der Beprobung des Braunkohlenteers
und der TÃ¤tigkeit als Laborantin bei der Bearbeitung von Proben aus der
Schwelerei von Braunkohle zu Grunde gelegt. Die Expositionszeit nahm er mit 7
Jahren an. Zur KausalitÃ¤t fÃ¼hrte er aus, dass allein auf Grund des Vorliegens des
Urothel-Karzinoms nicht mit Sicherheit auf die Verursachung geschlossen werden
kÃ¶nne. Die Tumorentstehung sei ein plurikausales Geschehen endogener und
exogener Faktoren. Es habe sich die Auffassung durchgesetzt, dass jede noch so
niedrige Exposition das Risiko, an Krebs zu erkranken, erhÃ¶he und Reaktionen wie
biologische Schwellenwert-Reaktionen abliefen. 2-Naphthylamin gehÃ¶re zu den
Stoffen, die bekanntermaÃ�en bÃ¶sartige GeschwÃ¼lste der Harnblase
verursachen kÃ¶nnten. Der Kausalzusammenhang gelte als ausreichend gesichert.
Expositionswege seien die dermale, inhalative und orale Aufnahme. Der
Aufnahmeweg Ã¼ber die Haut sei wichtig. Ein Teil der aromatischen Amine bleibe
im Hautgewebe deponiert. Die Datenlage reiche derzeit nicht aus, um Grenzwerte
festzulegen bzw. eine Dosis fÃ¼r die Verursachung einer Krebserkrankung zu
postulieren. Es mÃ¼sse noch immer vom â��Alles-oder-Nichtsâ��-Prinzip bei der
Verursachung ausgegangen werden. Im Unterscheid zu toxischen Stoffen komme
hÃ¶chstwahrscheinlich dem Zeitfaktor bei der Entstehung des Tumors eine
grÃ¶Ã�ere Bedeutung zu als der Dosis. Das mittlere Erkrankungsalter liege
zwischen 65 bis 70 Jahren, wobei die Inzidenz bei Frauen bei 8 je 100000 Einwohner
liege. Als prÃ¤disponierende Faktoren wÃ¼rden genetisch bedingte Unterschiede
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von EnzymaktivitÃ¤ten und des Acetyliererstatus angenommen. Es existierten
hierzu jedoch keine Publikationen. Als Expositionsquellen fÃ¼r aromatische Amine
in der AllgemeinbevÃ¶lkerung wÃ¼rden Pharmaka, PestizidrÃ¼ckstÃ¤nde,
Kosmetika, Kugelschreiberminen, Lebensmittelfarbstoffe, schwarzer Tee und
Lederprodukte gelten. Zu wÃ¼rdigen sei weiter, dass bereits seit 2009
entzÃ¼ndliche Prozesse der Harnblase bei der KlÃ¤gerin bekannt seien und mit
dem Rauchen eine wichtige auÃ�erberufliche Noxe entfalle. Bis zur Vorlage
gesicherter Dosisaussagen fÃ¼r die Verursachung von Blasenkarzinomen sollte
man davon ausgehen, dass eine berufliche Verursachung anzunehmen sei. Die
berufliche TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin sei als fÃ¼r die Erkrankung ausschlaggebend
anzusehen. In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 22. Februar 2018 hat der
SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt, dass das durchschnittliche Erkrankungsalter bei 73
bis 75 Jahren liege und vom Kontakt bis zur Erkrankung bis zu 40 Jahre vergehen
kÃ¶nnten. Das Fehlen einer Dosis-Wirkung-Beziehung fÃ¼hre nicht dazu, dass auch
eine geringe berufliche Exposition gegenÃ¼ber aromatischen Aminen als
wesentliche Teilursache eines Blasenkarzinoms anerkannt werden kÃ¶nne. Die
Tatsache, dass die KlÃ¤gerin Nichtraucherin sei und das Fehlen anderer
Expositionsfaktoren belegten erheblich die berufliche Verursachung der Erkrankung.

Das SG hat mit seinem Urteil vom 30. Juli 2018 der Klage stattgegeben und die
Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom 10. Februar 2015 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 19. Mai 2015 verpflichtet, bei der KlÃ¤gerin die
BK 1301 anzuerkennen. Die KlÃ¤gerin habe bei ihrer TÃ¤tigkeit zwischen Februar
1957 und August 1963 als Chemieingenieurin im Betriebslabor im Bereich der
Kohle-, Chemie- und Benzinherstellung im damaligen VEB O in B den im Tatbestand
der BK 1301 genannten Einwirkungen durch aromatische Amine unterlegen. Bei der
Braunkohlenteerbearbeitung sei sie in Kontakt mit aromatischen Aminen, nÃ¤mlich
mit 2-Naphthylamin und o-Toluidin gekommen. Eine Einwirkung, wie sie zur
Feststellung einer Berufskrankheit erforderlich sei, liege zur Ã�berzeugung der
Kammer vor. Eine bestimmte Einwirkungsdosis werde weder in der BK 1301
benannt, noch bestehe insoweit nach Angaben des beauftragen SachverstÃ¤ndigen
ein wissenschaftlicher Konsens. Die von der Beklagten zitierte VerÃ¶ffentlichung
von WeiÃ�, Henry und BrÃ¼ning fÃ¼hre nach Auffassung der Kammer nicht dazu,
dass diese als derzeitiger wissenschaftlicher Konsens angesehen werden kÃ¶nne
(anders: Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 15. MÃ¤rz 2012 â�� L
3 U 289/09 -, Rn. 90, juris). Dabei handele es sich lediglich um einen Versuch der
AnnÃ¤herung zu mÃ¶glichen Expositionswerten. Das Modell basiere auf einer
Vergleichsbetrachtung zum Tabakrauchen und bei Tieren. Dies sei nicht ohne
weiteres auf Menschen, die aromatischen Aminen im Rahmen ihrer beruflichen
TÃ¤tigkeit ausgesetzt sind, Ã¼bertragbar (vgl. Hessisches LSG, Urteil vom 19. Juni
2018 â�� L 3 U 129/13 -, Rn. 55, juris). Letztlich werde auch in den AusfÃ¼hrungen
von BrÃ¼ning und WeiÃ� (Harnblasenkrebs als Berufskrankheit, IPA-Journal
01/2013, S. 11) darauf hingewiesen, dass das Nichterreichen des DosismaÃ�stabes
nach dem Modell nicht automatisch zu einer fehlenden KausalitÃ¤t fÃ¼hre. Der
Verordnungsgeber habe ausdrÃ¼cklich auf die Festlegung einer Mindestdosis
verzichtet, um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass eine solche bei der
Erkrankung der Harnwege durch aromatische Amine bisher gerade noch nicht habe
erforscht werden kÃ¶nnen. Der SachverstÃ¤ndige Dr. W habe schlÃ¼ssig dargelegt,
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dass die Forschungen derzeit noch im Stadium der Hypothesen steckten und die
Datenlage nicht ausreiche, um Grenzwerte festzulegen. Der Beklagten sei hingegen
insoweit zuzustimmen, als das Fehlen einer Mindestdosis nicht dazu fÃ¼hre, dass
jede noch so geringe Exposition als ausreichend angesehen werden kÃ¶nne. Dies
ergebe sich bereits aus der Definition der Berufskrankheit, welche eine besondere
Einwirkung erfordere. Die Kammer sei jedoch zu der Ã�berzeugung gelangt, dass es
sich vorliegend um eine besondere und nicht vÃ¶llig zu vernachlÃ¤ssigende
Exposition handele. Nach dem Merkblatt zur BK Nr. 1301 (Bek. des BMA vom 12.
Juni 1963, BArbBI. Fachteil Arbeitsschutz 1963, 129f., S. 1) erfolge die Einwirkung
der Stoffe Ã¼ber die Haut sowie die Atemwege. Sie verweilten lÃ¤ngere Zeit in den
Harnwegen, wo sie zu den Erkrankungen fÃ¼hrten. Dabei sei eine mehrjÃ¤hrige,
gelegentlich auch mehrmonatige Exposition erforderlich, noch Jahrzehnte nach
Aufgabe der relevanten TÃ¤tigkeit kÃ¶nne die Erkrankung auftreten. Ausgehend
von diesen GrundsÃ¤tzen habe bei der KlÃ¤gerin zwischen Februar 1957 und
August 1963 bei ihrer TÃ¤tigkeit als Laborantin eine mehrjÃ¤hrige
â��Einwirkungâ�� mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit vorgelegen.
Bereits eine mehrmonatige Exposition kÃ¶nne als Einwirkung i. S. d. BK 1301
angesehen werden. Die KlÃ¤gerin habe zudem glaubhaft geschildert, dass
SchutzmaÃ�nahmen nur eingeschrÃ¤nkt ergriffen worden seien. Eine Aufnahme
sowohl Ã¼ber die Atemwege als auch die Haut sei daher anzunehmen. Bei der
KlÃ¤gerin sei unstreitig Harnblasenkrebs diagnostiziert worden. Die Kammer sei
nach umfassender WÃ¼rdigung der Befunde, Gutachten und Stellungnahmen zu
der Ã�berzeugung gelangt, dass die berufliche Einwirkung die Erkrankung der
KlÃ¤gerin mit hinreichender Wahrscheinlichkeit verursacht habe. Die aromatischen
Amine 2-Naphthylamin und o-Toluidin seien geeignet, Harnblasenkrebs zu
verursachen. Bei o-Toluidin und 2-Naphthylamin handele es sich um
gesundheitsschÃ¤digende Stoffe der Kategorie 1, mithin um Stoffe, die bei
Menschen bekanntermaÃ�en krebserzeugend wirkten (MAK- und BAT-Werte-Liste
2018, Krebserzeugende Arbeitsstoffe). Die Kammer sei zu der Ã�berzeugung
gelangt, dass die berufliche Einwirkung mit hinreichender Wahrscheinlich auch
wesentlich fÃ¼r den Eintritt des Gesundheitsschadens gewesen sei. Diese
Ã�berzeugung werde auf die Darlegungen in dem Gutachten von MD Dr. med. W
gestÃ¼tzt. Der SachverstÃ¤ndige habe ausgefÃ¼hrt, dass Konsens bestehe,
wonach jede noch so geringe Exposition das Risiko, an Krebs zu erkranken,
erhÃ¶he. Eine Mindestdosis sei gerade nicht erforderlich. Bei der KlÃ¤gerin handele
es sich bei der beruflichen Exposition um mehr als nur eine Gelegenheitsursache,
da die Einwirkung Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum regelhaft und teilweise unter
ungÃ¼nstigen Arbeitsbedingungen erfolgt sei. Die angegebenen Erkrankungs-,
Latenz- und Alterszeiten sprÃ¤chen nach Auffassung der Kammer nicht gegen die
Wesentlichkeit der beruflichen Einwirkung fÃ¼r die Erkrankung. Diese wiesen
teilweise eine erhebliche Zeitspanne auf, wie z. B. bei der Latenzzeit zwischen
fÃ¼nf und 64 Jahren. DiesbezÃ¼glich gelte nach der AusfÃ¼hrung des
SachverstÃ¤ndigen ein â��Alles-oder-Nichtsâ��-Prinzip. Die Latenzzeit sei
vorliegend lÃ¤nger als das errechnete Mittel. Die VerlÃ¤ngerung der Latenzzeit
ggÃ¼. dem Mittel entspreche jedoch nach den AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen â�� anders als bei einer VerkÃ¼rzung der Latenzzeit â�� der
geringen Dosiseinwirkung und spreche somit nicht gegen die Wesentlichkeit der
Exposition. MaÃ�geblich zu berÃ¼cksichtigen sei bei der Beurteilung der
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Wesentlichkeit der Umstand, dass die KlÃ¤gerin zu keinem Zeitpunkt in ihrem
Leben geraucht habe. MÃ¶gliche weitere Risikofaktoren seien aromatische Amine,
mit welchen der Mensch im Alltag konfrontiert sein kÃ¶nne, wie z.Â B. bei gegrilltem
Fleisch, RÃ¼ckstÃ¤nden von Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln, Gummiabrieb
von Reifen in der Umwelt, Verwendung in LokalanÃ¤sthesien, HaarfÃ¤rbemitteln
etc.. Diese seien nach Auffassung der Kammer nicht als wesentliche
Konkurrenzursachen i. S. d. Theorie der wesentlichen Bedingung anzusehen. Dabei
stÃ¼tze sich die Kammer auf die AusfÃ¼hrungen des Bundessozialgerichts (BSG)
zu Krebserkrankungen, die multifaktoriell hervorgerufen werden kÃ¶nnen. Das BSG
habe insoweit ausgefÃ¼hrt, dass, wenn die berufliche Einwirkung i. S. d.
Bedingungstheorie ursÃ¤chlich sei und der Schutz vor Krankheiten durch derartige
Einwirkungen der gesetzlichen Unfallversicherung unterfalle, es der Wesentlichkeit
dieser Einwirkung nicht bereits entgegenstehe, dass auÃ�erberufliche Einwirkungen
vorliegen, die die Krankheit ebenfalls generell verursachen kÃ¶nnten. Ausgehend
von diesen MaÃ�stÃ¤ben sei der mÃ¶gliche Kontakt der KlÃ¤gerin im Alltag mit
aromatischen Aminen nicht als wesentlich anzusehen. Der Schutz der BK 1301
umfasse gerade die Erkrankung der KlÃ¤gerin, wie sie durch aromatische Amine,
welchen die KlÃ¤gerin ausgesetzt war, verursacht werden kÃ¶nnten. Der
Verordnungsgeber habe durch die BK 1301 vor der beruflichen Exposition ggÃ¼.
aromatischen Aminen schÃ¼tzen wollen. Er sei von einer generellen Eignung der
Einwirkung zur Verursachung der Erkrankung ohne Nennung einer Mindestdosis
ausgegangen. Diesem Schutzzweck wÃ¼rde es widersprechen, die KlÃ¤gerin auf
jegliche mÃ¶gliche noch so geringe abstrakte Risikofaktoren zu verweisen.

Die Beklagte hat gegen das ihr am 07. September 2018 zugestellte Urteil am
27.Â September 2018 Berufung beim LSG Berlin-Brandenburg eingelegt. Sie meint,
die KlÃ¤gerin sei nur sehr geringen Mengen 2-Naphthylamin und o-Toluidin
ausgesetzt gewesen. Sie habe von Februar 1957 bis August 1963 durchschnittlich
zwei bis drei Stunden in der Woche Braunkohlenteerproben untersucht. In
Braunkohlenteer seien nur sehr geringe Mengen dieser Stoffe enthalten. DarÃ¼ber
hinaus wÃ¼rden die kurze Expositionszeit, die Latenzzeit von 57 Jahren, die
Interimszeit von 51 Jahren und das Alter der KlÃ¤gerin gegen das Vorliegen einer BK
1301 sprechen. Das Fehlen eines Konsenses Ã¼ber die Mindestdosis kÃ¶nne nicht
dazu fÃ¼hren, dass bereits eine minimale Exposition als wesentlich ursÃ¤chlich
angesehen werde. Bei der angenommenen Exposition von zwei bis drei Stunden sei
bereits der Vorgang der Probenentnahme mit berÃ¼cksichtigt. Es stelle sich die
Frage, warum eine beruflich als gering einzuschÃ¤tzende Exposition gegenÃ¼ber
den allgemein in der Umwelt vorkommenden Einwirkungen durch aromatische
Amine als rechtlich wesentlich anzusehen sein solle. Der PrÃ¤ventionsdienst der
Beklagten hat in seinen Stellungnahmen vom 31. August 2020 und vom 08. Juli
2021 ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin habe auch keinen Hautkontakt zu den Stoffen
gehabt. Die rote Farbe des BleitetraÃ¤thyls kÃ¶nne Sudanrot gewesen sei, das o-
Toluidin abspalte. Es sei mit einer Konzentration von bis zu 0,1% als Farbstoff
eingesetzt worden. Bei den unter Laborbedingungen erfolgten Arbeiten kÃ¶nnten
ein relevanter inhalativer Kontakt oder ein Hautkontakt nicht festgestellt werden.
Sudanrot sei ein Feststoff und liege im Benzin in gelÃ¶ster Form vor. Selbst beim
Ã�ffnen der GefÃ¤Ã�e mit etwaigem Einatmen der DÃ¤mpfe lÃ¤ge keine Exposition
vor. Ein Verschlucken oder Einatmen von Aerosolen sei dagegen nicht anzunehmen.
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In seinen weiteren Stellungnahmen vom 10. und 21. Januar 2022 hat der
PrÃ¤ventionsdienst mitgeteilt, dass die Ermittlungen zur TÃ¤tigkeit anderer
Versicherter im VEB O in B ebenfalls zu dem Ergebnis gefÃ¼hrt hÃ¤tten, dass
aromatische Amine nicht verarbeitet worden und fÃ¼r dort anfallende TÃ¤tigkeiten
keine BK-relevanten Konzentrationen von aromatischen Aminen aufgetreten seien.
FÃ¼r TÃ¤tigkeiten im P S wÃ¼rden fÃ¼r den Zeitraum der BeschÃ¤ftigung der
KlÃ¤gerin keine weiteren Anzeigen zur BK 1301 vorliegen.

Die Beklagte beantragt nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des SG Berlin vom 30. Juli 2018 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die KlÃ¤gerin geht mit dem erstinstanzlich eingeholten Gutachten von einer
beruflichen Verursachung aus. Sie hat ergÃ¤nzend vorgetragen, bei ihrer TÃ¤tigkeit
im VEB O in B auch im Benzinlabor gearbeitet und Benzinproben mit BleitetraÃ¤thyl
vermischt zu haben. Die Verbleiung sei unter einem Abzug mit Schutzbrille und
Handschuhen (soweit diese vorhanden waren), mittels Pipette erfolgt. Das
BleitetraÃ¤thyl sei verschlossen aufbewahrt worden. Es habe sich um eine rote
leicht flÃ¼chtige FlÃ¼ssigkeit gehandelt. Zur HÃ¤ufigkeit dieser Arbeiten kÃ¶nne
sie keine Auskunft gegeben. Ebenso kÃ¶nnten nach so langer Zeit weder die
genauen Zeitanteile der einzelnen Arbeiten quantifiziert noch Zeugen benannt
werden. 

Der Nachfolgebetrieb des VEB O in B konnte keine Angaben zur konkreten
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin oder zur allgemeinen Belastung der Luft im Betrieb mit
aromatischen Aminen machen.

Die Berichterstatterin des Senats hat am 16. Juli 2020 zur AufklÃ¤rung des
Sachverhalts einen ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt, in dem die KlÃ¤gerin zu
ihrer beruflichen TÃ¤tigkeit und dem Umgang mit verschiedenen Stoffen
ausfÃ¼hrlich befragt worden ist. Sie hat angegeben, dass im VEB O in B Rohstoffe
in groÃ�en Anlagen verarbeitet worden seien. Es habe eine Brikettfabrik, Kokerei,
Schwelerei und die Kraftstoffherstellung gegeben. Aromatische Amine seien bei
Entnahme von Braunkohlenteerproben in der Schwelerei aufgetreten. Der Umfang
der einzelnen TÃ¤tigkeiten habe von Tag zu Tag gewechselt. Manchmal sei sie bis
zu dreimal am Tag zur Schwelerei gegangen. An den Anlagen seien Ventile
angebracht gewesen. Diese habe sie geÃ¶ffnet, das EntnahmegefÃ¤Ã� direkt
darunter gehalten, dann luftdicht verschlossen und in das Labor transportiert. Im
Labor habe sie ca. 100Â g der Probe unter einem Abzugskasten untersucht. Das
ganze GebÃ¤ude sei mit Kohlenstaub und Abgasen aus den verschiedenen
Arbeitsprozessen belastet gewesen. Es sei zudem Benzin mit BleitetraÃ¤thyl zu
versetzen gewesen, dies sei leicht flÃ¼chtig gewesen und mit Pipetten entnommen
worden. AuÃ�erdem habe sie Rohbraunkohle auf Wassergehalt untersucht, den
Aschegehalt nach Verbrennung getestet und auch Asche untersucht. Im P S sei
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ErdÃ¶l verarbeitet worden. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf das Protokoll
des Termins vom 16. Juli 2020, Blatt 178 ff. der Gerichtsakten, verwiesen.

Der Senat hat weiter Beweis erhoben durch Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin, Arbeitsmedizin
und Hygiene Prof. Dr. P vom 05. Juni 2021 sowie einer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme des Prof. Dr. P vom 17. Januar 2022. Prof. Dr. P hat ausgefÃ¼hrt,
dass im Juni 2014 bei der KlÃ¤gerin ein Urothel-Karzinom der Harnblase festgestellt
worden sei. Rauchen scheide bei der KlÃ¤gerin, die Nichtraucherin sei, sowohl als
konkurrierende als auch als synkanzerogene Ursache aus. Es sei allerdings darauf
hinzuweisen, dass auch polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, denen die
KlÃ¤gerin wÃ¤hrend ihrer Arbeit mit Sicherheit ausgesetzt gewesen sei,
Blasentumore verursachen kÃ¶nnten. Die Expositionszeit bei der KlÃ¤gerin sei
gegenÃ¼ber dem Mittel von 20 Jahren relativ kurz, die Latenzzeit liege dagegen in
der Spanne anerkannter Tumore, die von 5 bis 64 Jahren reiche und im Mittel 37
Jahre betrage. Ã�ber Jahrzehnte sei man davon ausgegangen, dass langsame
Acetylierer ein hÃ¶heres Risiko fÃ¼r Urotheltumore nach Einwirkungen
aromatischer Amine hÃ¤tten, dies hÃ¤tten neuere Genotypstudien jedoch nicht
bestÃ¤tigt. Im Rahmen der Kanzerogenese in der Blase kÃ¶nnten auch
EntzÃ¼ndungsprozesse eine Rolle spielen. Die bei der KlÃ¤gerin dokumentierte
Infektion mÃ¼sse in diesem Zusammenhang allerdings als nicht ausreichend
angesehen werden. Die VerÃ¶ffentlichung von WeiÃ�, Henry und BrÃ¼ning aus
dem Jahr 2010 entspreche nicht dem aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand.
Die an nur wenigen Hunden vorgenommene Studie kÃ¶nne nicht fÃ¼r die
DosisabschÃ¤tzung fÃ¼r die Anerkennung einer BK beim Menschen herangezogen
werden. Unter Zugrundelegung der vom Gericht vorgegebenen
ExpositionsverhÃ¤ltnisse (wÃ¤hrend ihrer Ausbildung kein Kontakt zu aromatischen
Aminen, kein Hautkontakt zu diesen Stoffen, Bleitetraethyl war mit 0,1% Sudanrot
versehen und wurde mittels Pipette aus einem sonst geschlossenen BehÃ¤lter
entnommen, Art und Weise der Entnahme der Teerproben entsprechend den
Schilderungen der KlÃ¤gerin im ErÃ¶rterungstermin vom 16. Juli 2020), erscheine
eine Entwicklung eines Harnwegtumors in Folge der Arbeitsplatzexposition
vorstellbar, dies kÃ¶nne aber nicht mit der im BK-Recht erforderlichen
Wahrscheinlichkeit angenommen werden. 

Die Beteiligten haben sich mit SchriftsÃ¤tzen vom 06. Mai 2022 (KlÃ¤gerin) und
vom 25. Mai 2022 (Beklagt) mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung (Â§ 153 Abs.1, Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz ) einverstanden
erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den
sonstigen Inhalt der Gerichtsakten sowie der Verwaltungsakten der Beklagten, die
Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen sind, verwiesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde
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Der Senat konnte durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153
Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG entscheiden, nachdem sich alle Beteiligten hiermit
einverstanden erklÃ¤rt haben.

Die frist- und formgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung der Beklagten ist
zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Das mit der kombinierten Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage in zulÃ¤ssiger Weise verfolgte Begehren, die Beklagte zur
Anerkennung der BK 1301 zu verpflichten, hat keinen Erfolg. Der
Ablehnungsbescheid der Beklagten vom 10. Februar 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Mai 2015 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf die
Feststellung der BK 1301 durch die Beklagte.

BKen sind gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII)
Krankheiten, die die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrats als BKen bezeichnet (sogen. Listen-BKen) und die Versicherte infolge
einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden
TÃ¤tigkeit erleiden. Insoweit ist die Bundesregierung ermÃ¤chtigt, in der
Rechtsverordnung solche Krankheiten als bekannt zu bezeichnen, die nach den
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft durch besondere Einwirkungen
verursacht sind, denen bestimmte Personengruppen durch ihre versicherte
TÃ¤tigkeit in erheblich hÃ¶herem Grade als die Ã¼brige BevÃ¶lkerung ausgesetzt
sind (Â§ 9 Ab. 1 Satz 2 SGB VII). Aus diesen Vorgaben lassen sich bei einer Listen-BK
im Regelfall folgende Tatbestandsmerkmale ableiten, die ggfs. bei einzelnen BKen
einer Modifikation bedÃ¼rfen: Die Verrichtung einer â�� grundsÃ¤tzlich â��
versicherten TÃ¤tigkeit (sachlicher Zusammenhang) muss zu Einwirkungen von
Belastungen, Schadstoffen o.Ã¤. auf den KÃ¶rper gefÃ¼hrt haben
(EinwirkungskausalitÃ¤t) und die Einwirkungen mÃ¼ssen eine Krankheit verursacht
haben (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t). Dabei mÃ¼ssen die â��versicherte
TÃ¤tigkeitâ��, die â��Verrichtungâ��, die â��Einwirkungenâ�� und die
â��Krankheitâ�� im Sinne des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit vorliegen. FÃ¼r die nach der Theorie der wesentlichen
Bedingung zu beurteilenden UrsachenzusammenhÃ¤nge genÃ¼gt demgegenÃ¼ber
die hinreichende Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings eine bloÃ�e MÃ¶glichkeit (vgl.
BSG, Urteile vom 30.Â MÃ¤rz 2017 â�� B 2 U 6/15 R -, Rn. 12, 17. Dezember 2015
â�� B 2 U 11/14 R -, Rn. 10 m.w.N., und vom 02. April 2009 â�� B 2 U 33/07 R -, Rn.
11, jeweils in juris). Dabei ist der Beweisgrad der hinreichenden Wahrscheinlichkeit
erfÃ¼llt, wenn mehr fÃ¼r als gegen den Ursachenzusammenhang spricht und
ernste Zweifel ausscheiden (BSG, Urteil vom 27. Juni 2017 â�� B 2 U 17/15 R -, Rn.
13 m.w.N., juris). Dass die berufsbedingte Erkrankung ggfs. den Leistungsfall
auslÃ¶sende Folgen nach sich zieht (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t), ist keine
Voraussetzung einer Listen-BK, wohl aber fÃ¼r eine Leistung (Leistungsfall).

Nach diesen MaÃ�gaben handelt es sich zur Ã�berzeugung des Senats bei der
Blasenkrebserkrankung der KlÃ¤gerin nicht um die zur Feststellung begehrte BK
1301.

Der Verordnungsgeber hat die BK unter Nr. 1301 der Anlage 1 zur BKV wie folgt
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bezeichnet: SchleimhautverÃ¤nderungen, Krebs oder andere Neubildungen der
Harnwege durch aromatische Amine.

Bei der KlÃ¤gerin war bei der Zystoskopie vom 17. Juni 2014 ein Tumor an der
Harnblasenwand festgestellt worden. Es lag daher eine Krebserkrankung der
Harnwege vor, die grundsÃ¤tzlich eine Erkrankung im Sinne der BK 1301 sein kann.
Ein frÃ¼herer Erkrankungsbeginn kann dagegen nicht festgestellt werden. Im
Rahmen der Untersuchung der EntzÃ¼ndung im Jahr 2011 wurde eine
geringgradige chronische Urozystitis mit diskreter Urothelhyperplasie ohne einen
MalignitÃ¤tsverdacht diagnostiziert.

Die KlÃ¤gerin war wÃ¤hrend ihrer versicherten BeschÃ¤ftigung als 
Chemieingenieurin im Betriebslabor im VEB Kombinat O in B vpm 01. Februar 1957
bis zum 31. August 1963 gegenÃ¼ber den aromatischen Aminen 2-Naphthylamin
und o-Toluidin exponiert und damit einer in der BK 1301 genannten Einwirkung
ausgesetzt. Dies ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats aus den
nachvollziehbaren Darstellungen des PrÃ¤ventionsdienstes. Danach enthielt der von
der KlÃ¤gerin zur Beprobung im Labor aus der Anlage entnommene
Braunkohlenteer in geringen Mengen 2-Naphthylamin und o-Toluidin. Dies stimmt
mit den im BK-Report Aromatische Amine, Eine Arbeitshilfe in Berufskrankheiten-
Feststellungsverfahren (5. Aktualisierte Auflage aus November 2019 â�� i. F.: BK-
Report 2019) Abschnitt 9.2. niedergelegten Erkenntnissen Ã¼berein. Danach
ist Ã¼ber das Vorhandensein von aromatischen Aminen im Braunkohlenteer oder in
seinen Folgeprodukten wenig bekannt. Bei einem Laborversuch zur
Braunkohleverschwelung hÃ¤tten sowohl o-Toluidin als auch 2-Naphthylamin
nachgewiesen werden kÃ¶nnen. Die Konzentrationen lag unter den dortigen
Bedingungen unter 1 mg/kg.

Weitere Einwirkungen durch aromatische Amine kann der Senat nicht mit der
hierfÃ¼r erforderlichen vollen Ã�berzeugung feststellen. Dies gilt zunÃ¤chst fÃ¼r
den Umgang mit Benzin bzw. BleitetraÃ¤thyl im Rahmen der TÃ¤tigkeit der
KlÃ¤gerin im Benzinlabor des VEB Kombinat O in B. Die KlÃ¤gerin hat angegeben,
dass es sich bei dem BleitetraÃ¤thyl um eine leicht flÃ¼chtige rot eingefÃ¤rbte
FlÃ¼ssigkeit gehandelt habe. Der PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten hat dargelegt,
dass das BleitetraÃ¤thyl selbst keine aromatischen Amine enthalte, es sich bei dem
FÃ¤rbemittel aber wahrscheinlich um Sudanrot gehandelt habe, das mit bis zu 0,1%
als Farbstoff zugesetzt worden sei. Sudanrot enthalte keine Amine, die darin
enthaltenen Stoffe kÃ¶nnten aber o-Toluidin abspalten. Die Verwendung von o-
Toluidin abspaltendem Sudanrot in dieser Konzentration als FÃ¤rbemittel fÃ¼r
BleitetraÃ¤thyl wird durch den BK-Report 2019 (S. 132) bestÃ¤tigt. Eine Exposition
der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber aromatischen Aminen als Abspaltprodukt des Sudanrots
ergibt sich daraus zur Ã�berzeugung des Senats dennoch nicht. Eine Aufnahme des
Sudansrots in den KÃ¶rper der KlÃ¤gerin kann nicht im Vollbeweis festgestellt
werden. Eine orale Aufnahme ist ausgeschlossen. Auch eine Belastung durch
inhalative Aufnahme kann nicht festgestellt werden. Bei Sudanrot (Sudan III)
handelt es sich um einen festen pulverfÃ¶rmigen Stoff (Sicherheitsdatenblatt,
zuletzt abgerufen am 28. Februar 2023 unter https://www.carlroth.com), der in dem
BleitetraÃ¤thyl gelÃ¶st war. Somit ist die MÃ¶glichkeit der inhalativen Aufnahme
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schon nicht ersichtlich. Die KlÃ¤gerin hat zudem mit dem BleitetraÃ¤thyl nur in
LabormaÃ�stÃ¤ben gearbeitet. Die Entnahme aus dem ca. 1l fassenden BehÃ¤lter
ist unter einer Luftabzugsvorrichtung mittels einer Pipette, die nicht mit dem Mund
angesaugt worden ist, erfolgt. Auch auf Grund dieser konkreten Arbeitsbedingungen
besteht kein Anhalt fÃ¼r eine mÃ¶gliche Inhalation. Ebenso ist ein Kontakt des mit
Sudanrot versetzten BleitetraÃ¤thyls mit der Haut der KlÃ¤gerin weder von ihr
geschildert worden, noch auf Grund der konkreten Arbeitsbedingungen
anzunehmen. Eine dermale Aufnahme der o-Toluidin abspaltenden Substanz lag
somit nicht vor.

Bei ihrer weiteren TÃ¤tigkeit vom 01. September 1963 bis zum 31. August 1964 im
Betriebslabor des P S, in dem die KlÃ¤gerin mit der analytischen Ã�berwachung
angelieferten RohÃ¶ls und der hieraus hergestellten Produkte beschÃ¤ftigt gewesen
ist, war die KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber aromatischen Aminen zur Ã�berzeugung des
Senats nicht exponiert. Dies ergibt sich aus der Stellungnahme zur
Arbeitsplatzexposition des PrÃ¤ventionsdienstes der Beklagten vom 27. Januar
2015, wonach bei dieser TÃ¤tigkeit Expositionen mit aromatischen Aminen nicht
erfolgt seien. Auch aus den Ã¼brigen ErkenntnismÃ¶glichkeiten (vgl. z. B. BK-
Report 2019) ergibt sich fÃ¼r den Senat kein Anhaltspunkt fÃ¼r eine Exposition mit
aromatischen Aminen bei der labortechnischen Bearbeitung von RohÃ¶l und den
daraus hergestellten Produkten.

Die Verursachung der Blasenkrebserkrankung der KlÃ¤gerin durch die festgestellten
berufsbedingten Einwirkungen der aromatischen Amine ist nicht Ã¼berwiegend
wahrscheinlich.

Die im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung fÃ¼r den
Ursachenzusammenhang zwischen Einwirkung und Erkrankung maÃ�gebliche
Theorie der wesentlichen Bedingung beruht zunÃ¤chst auf der
naturwissenschaftlich-philosophischen Bedingungstheorie. Danach ist jedes Ereignis
(jede Bedingung) Ursache eines Erfolges, das nicht hinweggedacht werden kann,
ohne dass der Erfolg entfiele (conditio-sine-qua-non). Erst wenn auf dieser
sogenannten ersten Stufe feststeht, dass ein bestimmtes Ereignis â�� hier die
Einwirkung durch einen Arbeitsstoff â�� eine naturphilosophische Ursache der
Krankheit ist, stellt sich auf der sogenannten zweiten Stufe die Frage, ob die
Einwirkung auch rechtlich die Realisierung einer in den Schutzbereich des jeweils
erfÃ¼llten Versicherungstatbestandes fallenden Gefahr ist, also eine wesentliche
Ursache darstellt (vgl. BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 2017; â�� B 2 U 6/15 R -, Rn. 16,
juris).

Zwar handelt es sich bei 2-Naphthylamin und o-Toluidin um Arbeitsstoffe, die beim
Menschen Krebs erzeugen kÃ¶nnen. Jedoch ist die konkrete berufliche Exposition
der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber 2-Naphthylamin und o-Toluidin schon im
naturwissenschaftlich-philosophischen Sinne (erste Stufe) nicht wahrscheinlich
ursÃ¤chlich fÃ¼r die Entstehung des Blasenkarzinoms geworden. Der Senat folgt
insofern dem Ergebnis des Gutachtens und der ergÃ¤nzenden Stellungnahme des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. P vom 05. Juni 2021 bzw. vom 17. Januar 2022.
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Das bei der KlÃ¤gerin festgestellte Urothel-Karzinom kann grundsÃ¤tzlich durch
aromatische Amine, wie 2-Naphthylamin und o-Toluidin, verursacht werden (vgl.
dazu das Merkblatt zur BK1301, Bek. des BMA vom 12. Juni 1963, BArbBI. Fachteil
Arbeitsschutz 1963, 129 f. sowie die Wissenschaftliche Stellungnahme zur BK Nr.
1301 BMGl. 2011,18). Dies haben sowohl Dr. W als auch Prof. Dr. P in ihren
Gutachten dargelegt bzw. ihrer Bewertung zu Grunde gelegt. Der Gefahrstoff
2-Naphthylamin gehÃ¶rt zu den Stoffen, denen im Hinblick auf ihr kanzerogenes
Potenzial die grÃ¶Ã�te Bedeutung zugemessen wird. In der MAK-Werte-Liste der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) ist dieses Amin in die Kategorie 1 (beim
Menschen krebserregend) eingestuft. O-Toluidin ist ein kanzerogenes aromatisches
Amin, das 2006 von der DFG-Senatskommission zur PrÃ¼fung
gesundheitsschÃ¤dlicher Arbeitsstoffe â��aufgrund des gehÃ¤uften Auftretens von
Harnblasentumoren bei beruflich Exponiertenâ�� ebenfalls in die
KanzerogenitÃ¤tskategorie 1 eingestuft worden ist. Hinsichtlich beider Arbeitsstoffe
ist ein Kausalzusammenhang fÃ¼r das Auftreten von Karzinomen im Bereich der
ableitenden Harnwege und Harnblase gesichert (vgl.
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017,
S.Â 1182). 

Der naturwissenschaftliche Zusammenhang (erste PrÃ¼fungsstufe) zwischen der
berufsbedingten Dosis an 2-Naphthylamin bzw. o-Toluidin und der Krebserkrankung
der KlÃ¤gerin ist dennoch nicht gegeben. Im vorliegenden Fall Ã¼berwiegen die
Indizien, die fÃ¼r eine (Mit)Verursachung sprechen, nicht.

Allein von der Erkrankung kann nicht auf deren Ursache geschlossen werden. Die
Ursache des Blasenkrebses bleibt in den meisten FÃ¤llen unklar, weil die Latenzzeit
zwischen der Einwirkung eines Agens und der Manifestation der Erkrankung
mehrere Jahrzehnte dauern kann. In 80% der FÃ¤lle bleibt die Ã�tiologie eines
Blasentumors unbekannt (Schweizerische Unfallversicherungsanstalt, Factsheet,
Aromatische Amine und Blasenkrebs, Michael Koller, Claudia Pletscher, MÃ¤rz
2018). Auch kann nicht allein anhand des Erkrankungsbildes, z. B. der Art des
Tumors, auf eine bestimmte Ursache geschlossen oder eine Ursache
ausgeschlossen werden.

Der Verordnungsgeber hat auch weder im Tatbestand der BK 1301 noch in dem
hierzu verfassten Merkblatt eine konkrete (Mindest)Belastungsdosis angegeben.
Aus dem Fehlen einer Angabe zum Grad der erforderlichen Einwirkungen kann aber
nicht gefolgert werden, dass die Einwirkungen schlechthin, unabhÃ¤ngig von ihrer
IntensitÃ¤t und StÃ¤rke, als geeignet angesehen werden, die SchÃ¤digung zu
verursachen. Der Verzicht auf die Angabe konkreter Belastungsarten und
Belastungsgrenzwerte bei der Formulierung von BK-TatbestÃ¤nden geschah
vielmehr vielfach bewusst, um bei der spÃ¤teren Rechtsanwendung Raum fÃ¼r die
BerÃ¼cksichtigung neuer, nach Erlass der Verordnung gewonnener oder bekannt
gewordener Erkenntnisse zu lassen (vgl. BSG, Urteil vom 27. Juni 2006 â�� B 2 U
20/04 R -, Rn. 18 ff, juris). Die Frage, welcher Einwirkungen es mindestens bedarf,
um eine BK zu verursachen oder die Anerkennung einer BK unter Einbeziehung
weiterer Kriterien zu rechtfertigen, ist in einem solchen Fall unter Zuhilfenahme
medizinischer, naturwissenschaftlicher und technischer Sachkunde nach dem im
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Entscheidungszeitpunkt aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu
beantworten (vgl. BSG, Urteile vom 27. Juni 2006 â�� B 2 U 20/04 R -, Rn. 20, und
Â vom 17. Dezember 2015 â�� B 2 U 11/14 R -, Rn. 17 f; Urteil des Senats vom 18.
Oktober 2022 â�� L 3 U 219/17 -, Rn. 123, jeweils in juris). Als aktueller
Kenntnisstand sind solche durch Forschung und praktische Erfahrung gewonnenen
Erkenntnisse anzusehen, die von der groÃ�en Mehrheit der auf dem betreffenden
Gebiet tÃ¤tigen Fachwissenschaftler anerkannt werden, Ã¼ber die also, von
vereinzelten, nicht ins Gewicht fallenden Gegenstimmen abgesehen, Konsens
besteht (BSG, a.a.O.). Gibt es keinen aktuellen allgemeinen wissenschaftlichen
Erkenntnisstand zu einer bestimmten Fragestellung, kann in AbwÃ¤gung der
verschiedenen Auffassungen einer nicht nur vereinzelt vertretenen Auffassung
gefolgt werden (BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 2017 â�� B 2 U 6/15 R -, Rn. 18, juris
m.w.N.).

Verbindliche Grenzwerte, bei deren Einhaltung eine Erkrankung nicht zu
befÃ¼rchten ist, existieren nach dem im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung
maÃ�geblichen wissenschaftlichen Forschungsstand zur BK 1301 nicht (so auch LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 29. September 2020Â â�� L 9 U 488/17Â â��, Rn.
39, juris). Dies wird sowohl durch Prof. Dr. P und als auch durch Dr. W bestÃ¤tigt.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. W fÃ¼hrt aus, dass die derzeitige Datenlage nicht
ausreiche, um Grenzwerte festzulegen, sowie Dosis- und
AuslÃ¶seschwellenwertangaben nicht mÃ¶glich seien. Prof. Dr. P legt dar, dass zwar
ein Modell zur Ableitung von Dosis-Wirkungs-Beziehungen fÃ¼r 2-Naphthylamin,
4-Aminodiphenyl und o-Toluidin vorgeschlagen worden sei (T. WeiÃ�, J. Henry, T.
BrÃ¼ning, Berufskrankheit 1301, Bewertung der beruflichen (Mit)Verursachung von
Harnblasenkrebserkrankungen unter BerÃ¼cksichtigung der quantitativen
AbschÃ¤tzung der Einwirkung der aromatischen Amine 2-Naphthylamin, 4
Aminodiphenyl und o-Toluidin, in: ASUMed 2010, Seiten 222 ff.), dieses aber nicht
dem aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand entspreche und nicht fÃ¼r die
DosisabschÃ¤tzung fÃ¼r die Anerkennung einer BK beim Menschen herangezogen
werden kÃ¶nne. Dem folgt der Senat und gibt insoweit seine frÃ¼here
Rechtsprechung, wonach bei einer Blasenkrebserkrankung, die ihre Ursache im
Kontakt mit aromatischen Aminen haben kann, erst bei einer nachgewiesenen
Belastung in HÃ¶he von 5 bis 6 mg von einer Verursachung durch solche Amine am
Arbeitsplatz auszugehen sei (vgl. Urteil vom 15. MÃ¤rz 2012Â â�� L 3 U 289/09
Â â��, Rn. 90 juris), aufgrund nunmehr vorliegender neuer Erkenntnisse auf.
Wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse zur Frage und zum Umfang eines
erhÃ¶hten Blasenkrebsrisikos durch berufliche Einwirkung aromatischer Amine im
Niedrig-Dosis-Bereich gibt es nicht. So kann weder eine â��sichere Dosisâ�� noch
eine Dosis angegeben werden, bei der sich das Normalrisiko verdoppelt. Das
Abstellen auf den Vergleich mit Rauchern bei der quantitativen Einordnung der
Aufnahme krebserzeugender aromatischen Amine und der Vorschlag, die
Anerkennung einer BK grundsÃ¤tzlich in Betracht zu ziehen, wenn die
berufsbedingte Einwirkung krebserzeugender aromatischer Amine in dem Umfang
erfolgte, die bei einem Raucher zu einer Verdoppelung des Blasenkrebsrisikos
fÃ¼hrt, sind nach dem Abschlussbericht zum Vorhaben â��Erarbeitung einer
ExpositionsabschÃ¤tzung fÃ¼r das Harnblasenkrebsrisiko durch aromatische Amine
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und EinschÃ¤tzung der Auswirkung der Erkrankung Harnblasenkrebs auf die
ErwerbstÃ¤tigkeitâ�� (
https://www.dguv.de/projektdatenbank/0286/fb_286_abschlussbericht_03_03_2022.
pdf, VerÃ¶ffentlichung hierzu von W. WeisenhÃ¶fer et al., Das beruflich
bedingte Harnblasenkarzinom, MedSach 2022, S. 79 bis 93, i. F.: Abschlussbericht)
in der aktuellen wissenschaftlichen Diskussion nicht Konsens. Die AusfÃ¼hrungen in
dem Abschlussbericht und dessen Schlussfolgerungen legt der Senat seiner
Entscheidung als aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu Grunde, denn
hierzu wurden die Ergebnisse einer systematischen Literaturrecherche sowie
weitere AnsÃ¤tze zur ExpositionsabschÃ¤tzung und Expositionsbewertung
krebserzeugender aromatischer Amine bei der BK 1301 auf einem Workshop mit
Ã¼ber 230 Teilnehmenden vorgestellt und diskutiert. Im Anschluss wurde in einer
Arbeitsgruppe von in der Begutachtung von beruflich bedingten
Harnblasenkarzinomen erfahrenen Gutachterinnen und Gutachtern sowie von
Statistikern eine â��BK 1301-Matrixâ�� als Konvention zur Beurteilung und
Bewertung des Ursachenzusammenhangs bei Harnblasenkarzinomen nach
relevanter beruflicher Exposition gegenÃ¼ber krebserzeugenden aromatischen
Aminen auf der Basis der Ergebnisse des Workshops erarbeitet. Der Senat geht
daher davon aus, dass alle verfÃ¼gbaren aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse
in die Konsensfindung eingeflossen sind. Lediglich fÃ¼r die Belastung mit o-Toluidin
lieÃ� sich danach eine Zunahme des Erkrankungsrisikos um den Faktor 2
(Verdopplungsdosis) bei einer Kumulationsdosis von ca. 2.800 mg ableiten. Hierbei
seien jedoch Limitierungen zu berÃ¼cksichtigen. 

Auch wenn fÃ¼r 2-Naphthylamin bzw. bei kumulativem Einwirken mehrerer Stoffe
ein konkreter Schwellenwert, eine Verdopplungs- oder Mindestbelastungsdosis nicht
benannt werden kÃ¶nnen, ist nach dem Abschlussbericht Konsens, dass die
AllgemeinbevÃ¶lkerung gegenÃ¼ber aromatischen Aminen ubiquitÃ¤r exponiert ist,
wobei als mÃ¶gliche Quellen Pharmazeutika, z. B. einige LokalanÃ¤sthetika, aber
auch RÃ¼ckstÃ¤nde von Pflanzenschutzmitteln in der Nahrung zu beachten sind
(BK-Report 2019, S. 173), und der alleinige Nachweis einer Exposition nicht belegen
kann, dass ein Harnblasenkarzinom durch die beruflichen EinflÃ¼sse wesentlich
mitverursacht worden ist (Abschlussbericht zum Vorhaben â��Erarbeitung einer
ExpositionsabschÃ¤tzung fÃ¼r das Harnblasenkrebsrisiko durch aromatische Amine
und EinschÃ¤tzung der Auswirkung der Erkrankung Harnblasenkrebs auf die
ErwerbstÃ¤tigkeitâ��, a. a. O., S. 4). Der Senat vermag daher dem von Dr. W in
seinem Gutachten vom 14. Mai 2016 und in den ergÃ¤nzenden Stellungnahmen
vom 07.Â Dezember 2016 und 22. Februar 2018 angewandten â��Alles-oder-
Nichtsâ��-Prinzip, wonach er bei fehlendem Raucherstatus von einer noch so
geringen Einwirkung aromatischer Amine auf eine berufliche Verursachung des
Harnblasenkarzinoms schlieÃ�t, nicht zu folgen. Das Fehlen einer wissenschaftlich
begrÃ¼ndbaren Dosis-Wirkungs-Beziehung fÃ¼hrt weder dazu, dass auf die
Ã�berprÃ¼fung einer arbeitstechnischen Exposition verzichtet werden kann, noch
dazu, dass bereits eine minimale Exposition als wesentlicher Verursachungsfaktor
anerkannt werden kann (LSG Berlin-Brandenburg, Urteile vom 20. Januar 2011Â â��
L 2 U 324/08Â â��, Rn. 22, und vom 24. Februar 2011 â�� L 31 U 339/08 -, Rn. 30,
jeweils in juris). Wollte man geringste berufliche Einwirkungen als
Verursachungsfaktor ausreichen lassen, lieÃ�e sich wissenschaftlich nicht mehr
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erklÃ¤ren, warum die Ã¼brigen nicht-beruflichen Expositionsquellen, die ebenfalls
geringfÃ¼gige Einwirkungen verursachen, nicht auch Verursachungsfaktoren sein
sollten. Dass nur eine dieser GeringfÃ¼gigkeiten â�� nÃ¤mlich die berufliche â��
dann kausal geworden und die Erkrankung auch noch wesentlich verursacht haben
soll, wÃ¤re nicht nachvollziehbar zu begrÃ¼nden (vgl. LSG Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 20. Januar 2011 â�� L 2 U 324/08 â��, Rn. 29, juris). Es dÃ¼rfte dann
auch an den nach Â§ 9 Abs. 3 SGB VII zu fordernden besonderen Bedingungen der
versicherten TÃ¤tigkeit fehlen, die dazu fÃ¼hren, dass der Versicherte im
VerhÃ¤ltnis zur Ã¼brigen BevÃ¶lkerung in erhÃ¶htem MaÃ�e der Gefahr der
Erkrankung an einer Berufskrankheit ausgesetzt war.

Bei der Beurteilung des Ursachenzusammenhangs sind vielmehr immer die
gesamten UmstÃ¤nde des Einzelfalls einzubeziehen (vgl. allgemein: Urteil des
Senats vom 18. Oktober 2022 â�� L 3 U 219/17 -, juris). Die fÃ¼r und gegen eine
berufliche Verursachung sprechenden Argumente mÃ¼ssen auf individueller Basis
abgewogen und in der Gesamtschau bewertet werden, wobei zur Anerkennung
nicht alle Punkte erfÃ¼llt sein mÃ¼ssen. Neben dem Raucherstatus, der bei der
Frage der Wesentlichkeit der Verursachung zu beachten ist, kommt es fÃ¼r den
Ursachenzusammenhang bei der BK 1301 auf die HÃ¶he der Exposition, die
EinwirkungsintensitÃ¤t, die Dauer der beruflichen Belastung, das Erkrankungsalter
sowie die Latenzzeit an.

In der hierzu im Abschlussbericht als Konvention zur Beurteilung und Bewertung des
Ursachenzusammenhangs bei der BK 1301 erarbeiteten und unten abgebildeten
Tabelle werden die einzelnen Punkte aufgefÃ¼hrt und gewichtet. Anhand dieser BK
1301-Matrix fÃ¼r kanzerogene aromatische Amine kann eine Wertung der beruflich
und auÃ�erberuflich bedingten Faktoren vorgenommen werden.

Â 
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(Abbildung aus: W. WeisenhÃ¶fer et al., Das beruflich bedingte
Harnblasenkarzinom, MedSach 2022, S. 79 [81])

In Anwendung dieser auf aktuellem wissenschaftlichem Kenntnisstand beruhenden
Entscheidungshilfe folgt der Senat der Bewertung von Prof. Dr. P, wonach bei der
nur geringfÃ¼gigen Exposition bei der KlÃ¤gerin nicht von einer beruflichen
Verursachung auszugehen ist. Unter Zugrundelegung der genannten und auch von
Prof. Dr. P in seine Bewertung mit einbezogenen Kriterien ist eine Verursachung des
Blasenwandkarzinoms der KlÃ¤gerin durch die berufliche Belastung fÃ¼r den Senat
nicht hinreichend wahrscheinlich. Hierbei ist von maÃ�gebender Bedeutung, dass
der feststellbare Umfang der Exposition gegenÃ¼ber aromatischen Aminen kein
solches AusmaÃ� erreicht hat, das in Zusammenschau mit den weiteren
UmstÃ¤nden fÃ¼r einen Ursachenzusammenhang zwischen den Belastungen durch
diese Stoffe und dem Auftreten der Krebserkrankung sprechen kÃ¶nnte.

Die KlÃ¤gerin war nur geringfÃ¼gig den aromatischen Aminen ausgesetzt. Zwar
liegen keine konkreten Messungen fÃ¼r den Arbeitsplatz der KlÃ¤gerin oder fÃ¼r
vergleichbare ArbeitsplÃ¤tze vor; insbesondere lassen sich dem BK-Report 2019
keine Werte fÃ¼r die Exposition bei der Arbeit in Laboren der
Braunkohlenverarbeitung oder beim Umgang mit Braunkohlenteer entnehmen.
Konkrete AuskÃ¼nfte konnten durch den Nachfolgebetrieb des frÃ¼heren
Arbeitgebers der KlÃ¤gerin ebenfalls nicht mehr gegeben werden. Selbst wenn man
in einem solchen Fall aufgetretener Beweisschwierigkeiten im Rahmen der freien
BeweiswÃ¼rdigung nach Â§ 128 SGG an den Vollbeweis keine zu hohen
Anforderungen stellen und fÃ¼r den Umfang der Exposition eine SchÃ¤tzung
genÃ¼gen lieÃ�e (so: LSG Hessen, Urteile vom 19. Juni 2018 â�� L 3 U 129/13 â��,
Rn. 56, und vom 02. April 2019 â�� L 3 U 48/13 -, Rn. 45, sowie LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 29. September 2011 â�� L 6 U 5889/06 â��, Rn. 60,
jeweils in juris; Mehrtens/Brandenburg, Die Berufskrankheitenverordnung,
Anmerkung 26.4 zu E Â§ 9 SGB VII), wÃ¤re der Senat nicht davon Ã¼berzeugt, dass
die Belastung der KlÃ¤gerin Ã¼ber nur ein sehr geringfÃ¼giges MaÃ�
hinausgegangen ist.

Ã�ber das Vorhandensein von aromatischen Aminen im Braunkohlenteer oder in
seinen Folgeprodukten ist wenig bekannt. Auf Grund einer SchÃ¤tzung unter
Zuhilfenahme der vorliegenden wenigen Erkenntnissen folgt der Senat jedoch der
EinschÃ¤tzung des PrÃ¤ventionsdienstes, wonach nur eine sehr geringfÃ¼gige
Exposition gegeben war. Der Senat legt dem zu Grunde, dass bei Nachstellung der
Braunkohlenverschwelung unter Laborbedingungen die Konzentration von
o-Toluidin und 2-Naphthylamin im Braunkohlenteer unter 1 mg/kg lag (BK-Report
2019, S. 72). Bei Steinkohlenrohteer lag der Gehalt von o-Toluidin dagegen bei 80
mg/kg und von 2-Napthylamin bei 9 bis 100 mg/kg (BK-Report 2019, S. 72).
Weiterhin ist nach wissenschaftlichen Erkenntnissen zur chemischen
Zusammensetzung von Braunkohlenteer bzw. Steinkohlenteer(pech) sowie Bitumen
eine relevante Einwirkung durch aromatische Amine beim Betrieb eines Kochers nur
dann anzunehmen, wenn es sich bei dem verwendeten Material um Steinkohlenteer
oder eine Mischung aus Steinkohlenteer mit Bitumen bei einem Anteil von
Steinkohlenteer von im Mittel mindestens 11 % handelt (vgl.
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SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017,
S. 1183). Nach orientierenden Messungen des IFA an einem Teerkocher, in dem sich
Steinkohlenteer mit einem 2-Naphthylamingehalt von ca. 75 mg/kg befand und der
auf Temperaturen von 220 bis 230 Â°C erhitzt wurde, ergab sich eine
2-Naphthylamin-Konzentration von 14,8 Âµg/mÂ³ in der Luft (BK-Report 2019, S.
89). Daraus schlieÃ�t der Senat, dass wegen der geringen Mengen an
Braunkohlenteer, mit denen die KlÃ¤gerin Umgang hatte (ca. 100Â g gegenÃ¼ber
einem mehrere Liter fassenden Teerkocher), und auf Grund des Umstandes, dass
der Braunkohlenteer weniger als 1/80 der Menge an o-Toluidin und 1/100 bis 1/10
der Menge an 2-Naphthylamnin enthÃ¤lt (vgl. BK-Report 2019, Seite 71 und 72), die
Belastung der KlÃ¤gerin Ã¤uÃ�erst gering gewesen ist. BestÃ¤tigt wird dies durch
die Betrachtung der VerflÃ¼chtigungsmengen sowie der wenigen Messungen, die
an ArbeitsplÃ¤tzen einer Steinkohlenteer-Raffinerie vorgenommen wurden. Bei
einer experimentellen Messung wurde zur Ermittlung der Exposition bei der
HeiÃ�verarbeitung von Teerprodukten Ã¼ber Steinkohlenteer (mit einem Gehalt
von ca. 80 mg/kg o-Toluidin und ca. 100 mg/kg 2-Naphthylamin im Teer) fÃ¼r die
Dauer von zwei Stunden ein Gasstrom von 50 ml/min geleitet. Dabei wurden bis zu
2,5 mg/kg an o-Toluidin (3 %) und 0,1 mg/kg (0,1 %) an 2-Naphthylamin freigesetzt
(BK-Report 2019, S. 71). Ã�bertragen auf den Gehalt von 1 mg/kg o-Toluidin und
2-Naphthylamin im Braunkohlenteer, kÃ¶nnte von einer Freisetzung von 0,03 mg/kg
o-Toluidin bzw. 0,001 mg/kg 2-Naphthylamin ausgegangen werden. Bei einer Menge
von ca. 100 g und einer direkten Expositionszeit von drei Stunden pro Woche lÃ¤ge
die Menge, der die KlÃ¤gerin pro Woche ausgesetzt gewesen sein kÃ¶nnte, bei
0,0045 mg o-Toluidin und 0,00015 mg 2-Naphthylamin. Bei 46 Arbeitswochen pro
Jahr sowie 6 Jahren und 7 Monaten TÃ¤tigkeit entstÃ¼nde eine Kumulationsdosis
von 1,36 mg o-Toluidin (0,0045 mg x 46 Wochen x 6,583 Jahre)Â  Â und 0,045 mg
2-Naphthylamin (0,00015 mg x 46 Wochen x 6,583 Jahre). Diese Ã¼berschlÃ¤gige
Betrachtung, die der Senat nicht zur Berechnung einer konkreten Exposition,
sondern zur orientierenden Einordnung der ExpositionshÃ¶he heranzieht, wird
dadurch bestÃ¤tigt, dass bei Messungen in einer Steinkohlenteer-Raffinerie in
verschiedenen Arbeitsbereichen wie Entladung von Eisenbahnkesselwagen, die
Rohteer mit einer Temperatur von ca. 90Â°C enthielten, bei Anlagenfahrern in der
kontinuierlichen Teerdestillation, bei der Aufarbeitung von unterschiedlichen
Ã�lfraktionen, speziell die Anthracengewinnung, und bei der Herstellung von
Strangpech bei personengetragener Probenahme in keinem Fall
Luftkonzentrationen von 2-Naphthylamin oberhalb der Bestimmungsgrenze von 20
Âµg/mÂ³ nachgewiesen werden konnten (BK-Report 2019, S. 70). Bei der
Anwendung der BK 1301-Matrix legt der Senat daher eine kumulative Exposition
von 2-Naphthylamin von unter 0,5 mg und von o-Toluidin von unter 3.000 mg zu
Grunde.

Weiter wird von einer Expositionszeit von 6 Jahren und 7 Monaten (01. Februar 1957
bis zum 31. August 1963) sowie von zwei bis drei Stunden/Woche ausgegangen. Die
ExpositionsintensitÃ¤t wird als gering eingeschÃ¤tzt. Dabei berÃ¼cksichtigt der
Senat, dass nach Aussage der KlÃ¤gerin auch eine Abzugseinrichtung am
Laborarbeitsplatz installiert war und genutzt wurde, sowie den Umstand, dass kein
Hautkontakt stattgefunden hat. Zum Zeitpunkt der Erkrankung war die KlÃ¤gerin 77
Jahre alt. Ein vorgezogener Erkrankungsbeginn, der fÃ¼r eine berufliche
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Verursachung sprechen kÃ¶nnte, lag damit nicht vor. Die Latenzzeit von 57 Jahren
ist im Vergleich mit der durchschnittlichen Latenzzeit relativ lang, sie schlieÃ�t die
berufliche Verursachung zwar nicht aus, kann aber auch nicht als fÃ¼r sie
sprechender Umstand herangezogen werden. Wiederholte Harnwegsinfektionen, die
mit Antibiotika therapiert worden sind, kÃ¶nnen nach dem Abschlussbericht das
Erkrankungsrisiko fÃ¼r Plattenepithelkarzinome erhÃ¶hen und werden
entsprechend in der Matrix bewertet. Bei dem bei der KlÃ¤gerin festgestellten
Urothel-Karzinom wird hingegen ein erhÃ¶htes Erkrankungsrisiko nicht
angenommen (W. WeisenhÃ¶fer et al., Das beruflich bedingte Harnblasenkarzinom,
MedSach 2022, S. 79 [86]). Den AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. P folgend, lÃ¤sst der
Senat daher den Umstand, dass bei der KlÃ¤gerin vor der Krebserkrankung bereits
EntzÃ¼ndungen der Blase vorgelegen haben, nicht in die KausalitÃ¤tsbewertung
mit einflieÃ�en.

Letztlich sprechen bei Anwendung der in der Matrix genannten Kriterien die geringe
feststellbare Exposition und die sehr geringe ExpositionsintensitÃ¤t gegen eine
berufliche Verursachung. DafÃ¼r sprechen die Expositionszeit und die
ExpositionshÃ¤ufigkeit. Das Erkrankungsalter und die Latenzzeit sind als neutral zu
betrachten. Dabei ist zu beachten, dass die Aspekte der ExpositionshÃ¤ufigkeit und
-intensitÃ¤t in einer Zusammenschau zu betrachten sind (W. WeisenhÃ¶fer et al.,
Das beruflich bedingte Harnblasenkarzinom, MedSach 2022, S. 79 [84]). Danach
ergibt sich in der Gesamtschau, selbst bei Einbeziehung des nach Ansicht des
Senats erst auf der zweiten Stufe der KausalitÃ¤tsprÃ¼fung, der Wesentlichkeit des
Verursachungsbeitrages, zu betrachtenden Raucherstatus, keine hinreichend
wahrscheinliche Verursachung durch die berufliche Belastung. Dies gilt
insbesondere vor dem Hintergrund, dass nicht festgestellt werden kann, dass die
kumulative Exposition mehr als nur einen Bruchteil des untersten genannten Wertes
ausgemacht hat, sowie dass auch die Expositionszeit und -hÃ¤ufigkeit jeweils im
untersten Bereich der angegebenen Zeitspannen liegen.

Zu Ermittlungen zum mÃ¶glichen weiteren Kriterium des Acetyliererstatus der
KlÃ¤gerin hat sich der Senat nicht veranlasst gesehen. Inwieweit dieser das Risiko,
bei Einwirkung aromatischer Amine an einem Harnblasenkarzinom zu erkranken,
beeinflussen kann, besteht kein wissenschaftlicher Konsens. Dies ergibt sich fÃ¼r
den Senat aus dem Abschlussbericht und der hierzu erfolgten VerÃ¶ffentlichung (W.
WeisenhÃ¶fer et al., Das beruflich bedingte Harnblasenkarzinom, MedSach 2022, S.
79 [87]), wonach die Ergebnisse der hierzu vorliegenden Studien derzeit nicht
ausreichten, um genetische SuszeptibilitÃ¤tsfaktoren als wesentliche Argumente
bei der Begutachtung heranzuziehen. Sie haben daher bei der Erstellung der BK
1301-Matrix keine ErwÃ¤hnung gefunden. Zudem hat Prof. Dr. P in seinem
Gutachten ausgefÃ¼hrt, dass man Ã¼ber Jahrzehnte davon ausgegangen sei, dass
langsame Acetylierer ein hÃ¶heres Risiko fÃ¼r Urotheltumore nach Einwirkungen
aromatischer Amine hÃ¤tten, dies aber durch neuere Genotypstudien nicht
bestÃ¤tigt worden sei. Auch nach den AusfÃ¼hrungen in der gutachterlichen
Literatur scheint der Acetyliererstatus nur bei hÃ¶her exponierten Personen das
Krebsrisiko zu beeinflussen (vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017, S. 1185). Ein wissenschaftlicher Konsens lÃ¤sst sich
daraus gerade nicht ableiten.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Verfahrens in der Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor.
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